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Antrag 

des Abgeordneten Stratmann und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Verzicht auf Diätenerhöhung - statt dessen Förderung von Arbeitsloseninitiativen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. einen Nachtragshaushalt 1988 vorzulegen, der die Haushalts- 
mittel, die zur Finanzierung der von der CDU/CSU, SPD und 
FDP beantragten Erhöhung der Diäten und Aufwandsent- 
schädigungen eingeplant sind, umwidmet zur Förderung von 
Arbeitsloseninitiativen und -Zentren, tun ihre Arbeits- und Wir- 
kungsmöglichkeiten zu stärken, 

2. eine Verordnung vorzulegen, die die Verteilung der Mittel auf 
die verschiedenartigen Arbeitsloseninitiativen regelt. Bei ihrer 
Ausgestaltung sind die Interessenvertretungen der Arbeits- 
loseninitiativen zu beteiligen. 

Bonn, den 8. Juni 1988 

Stratmann 

Dr. Lippelt (Hannover), Frau Schmidt-Bott, Frau Vennegerts und Fraktion 
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Begründung 

Angesichts anhaltend hoher Erwerbslosigkeit und Zunahme der 
Armut, besonders unter den Erwerbslosen, ist es unverantwort- 
lich, wenn gerade die Abgeordneten des Deutschen Bundestages 
ihre sowieso schon hohen Einkommen (Diäten plus Aufwandsent- 
schädigung) weiter erhöhen wollen. Gerade frivol muß dieser 
Vorstoß von denen wirken, die von den Lohn- und Gehaltsemp- 
fängern Lohnverzichte zugunsten der Erwerbslosen fordern. 
Schon um der Glaubwürdigkeit des Parlaments willen müssen die 
4,66 Mio. DM, die in 1988/89 zur Finanzierung der beantragten 
Diäten- und Pauschalenerhöhung vorgesehen sind, umgewidmet 
werden zur Förderung von Arbeitsloseninitiativen und -Zentren. 

Gerade jetzt, wo mit dem anstehenden „2. Bundeskongreß der 
Initiativen gegen Arbeitslosigkeit und Armut" ein erneuter Anlauf 
der verstreuten Arbeitsloseninitiativen zu einer bundesweiten 
Koordinierung im Gange ist, ist die Solidarität der Abgeordneten 
mit der vielfältigen (autonomen, kirchlichen, gewerkschaftlichen) 
Arbeitslosenbewegung gefordert. 

Gerade jetzt, wo die geplante Steuerreform eine Kürzung der 
Unterstützung vieler Arbeitsloseninitiativen und -Zentren seitens 
finanzgeschwächter Kommunen zur Folge haben wird, ist eine 
direkte Unterstützung seitens der Bundesebene vonnöten. 

Die beantragten Finanzmittel zur Förderung der Arbeitslosen- 
initiativen und -Zentren sollen eingesetzt werden für 

— eine personelle Grundausstattung von Arbeitsloseninitiativen 
und -Zentren, 

— die Bereitstellung von Räumen (Miet- und Nebenkosten), 

— die Übernahme der Betriebskosten für die laufende Arbeit, 

— die Unterstützung der bundesweiten Koordinierung der Ar- 
beitsloseninitiativen und -Zentren (Koordinierungsbüro, Zei- 
tung, Fahrt- und Übemachtungskosten für die Delegierten zu 
den Arbeitsgemeinschaften auf Bundesebene). 
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